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blieben. „Das ist erstaunlich, 
denn man hatte mit einer Flut an 
Verfahren gerechnet.“

„Es ist sehr viel Geld im Markt“
Im Zuge der Pandemie hatte der 
Gesetzgeber im März 2020 die 
Pflicht für Geschäftsführer ausge-
setzt, die Zahlungsschwierigkei-
ten ihrer Unternehmen frühzeitig 
öffentlich zu machen. Die Rege-
lung wurde mehrfach bis zum 
30.  April 2021 verlängert. Zuletzt 
sollte dies Firmen mit einem An-
spruch auf finanzielle Unterstüt-
zung aus einem der Corona-Hilfs-
programme schützen, die noch 
keine Zahlungen erhalten hatten.  

Diese Hilfszahlungen sind 
nach Goths Einschätzung ein 
weiterer Grund für die ver-
gleichsweise wenigen Firmen-
pleiten im Corona-Jahr 2021. 
„Die Hilfen hatten ja das Ziel, In-

Doch damit dürfte es nach Ein-
schätzung des Insolvenzverwal-
ters bald vorbei sein. „Die Zu-
rückhaltung der Finanzämter 
war politisch gewollt. Nach mei-
nen Informationen sind die Fi-
nanzämter angewiesen, die Stun-
dungsfälle jetzt kritisch zu über-
prüfen.“ Das könnte zum Prob-
lem für einige Unternehmen wer-
den. „Denn die Schulden auf 
Steuern und Sozialbeiträge sind 
ja noch da.“ Sollten die Finanz-
ämter diese demnächst fällig stel-
len, „könnte es nach der Bundes-
tagswahl eine Insolvenzwelle ge-
ben“, meint Goth. 

Ganz anders als bei den Unter-
nehmen ist die Situation seinen 
Angaben zufolge bei den Privat-
insolvenzen. Bei Zahlungs-
schwierigkeiten vor allem von 
Verbrauchern „haben wir einen 
erheblichen Aufwärtstrend“.  

Deutlich weniger Firmenpleiten trotz Corona-Krise
Zahl der Insolvenzverfahren in Hannover hat sich stark verringert / Kommt die Welle nach der Bundestagswahl?

Hannover. Trotz der Corona-Krise 
haben Unternehmen in Hannover 
bis Ende August signifikant weni-
ger Insolvenzen angemeldet als 
im gleichen Zeitraum des Vorjah-
res. „Der Rückgang ist deutlich 
erkennbar“, sagte Carsten Knep-
per, Richter am Amtsgericht Han-
nover.  Über die Gründe wollte der 
Gerichtssprecher nicht spekulie-
ren. Es gebe darüber keine Statis-
tik. Genaue Zahlen nannte die In-
solvenzabteilung nicht.

Der hannoversche Insolvenz-
verwalter Daniel Goth bestätigt 
die Beobachtung der Richter. 
„Der Rückgang bei gewerbli-
chen Insolvenzen ist massiv.“ 
Auch nach dem 1. Mai habe es so 
gut wie keine Unternehmens-
pleiten gegeben – zumindest sei-
en die Insolvenzanträge ausge-

Von Karl Doeleke

Untreue-Prozess: Betriebsräte 
von VW zu gut bezahlt?

Personalmanager müssen sich vor Gericht verantworten. Es geht um die 
Frage, welche Entlohnung für Arbeitnehmervertreter angemessen ist.  

Braunschweig. Vor dem Landgericht 
Braunschweig prallen Welten aufei-
nander. Seit Dienstag wird dort über 
die Frage verhandelt, wie viel ein 
hauptamtlicher Betriebsrat verdie-
nen darf. Und weil es hier um Volks-
wagen geht, sind die Beteiligten 
prominent und die Summen hoch. 
Um mehrere Hunderttausend Euro 
klaffen die Vorstellungen der 
Staatsanwaltschaft und der ange-
klagten Personalmanager von 
einem angemessenen Jahresgehalt 
auseinander.

Die heimliche Hauptfigur fehlt 
zum Prozessauftakt. Der frühere 
VW-Betriebsratschef Bernd Oster-
loh wird erst in zwei Wochen als 
Zeuge aussagen. Dann wird man 
ihn nach einer bemerkenswerten 
Karriere befragen. Vom Mitarbeiter 
in der Qualitätssicherung – einem 
„Beanstandungsbeheber“ – wurde 
der gelernte Industriekaufmann als 
Vorsitzender des Weltkonzernbe-
triebsrats zum Vertreter von 600 000 
Beschäftigten und zur Schlüsselfi-
gur beim größten Autohersteller der 
Welt.

Was sollte so ein Mann verdie-
nen? Den Lohn eines Beanstan-
dungsbehebers, meint die Staatsan-
waltschaft. Gehalt und Boni wie im 
oberen Management, meint man 
dagegen bei VW. Bei Osterloh wa-
ren das in der Spitze rund 750 000 
Euro pro Jahr. Die Gesetze liefern 
nur wenige Anhaltspunkte: Be-
triebsräte arbeiten ehrenamtlich oh-
ne Entgelt, dadurch dürfen ihnen 
weder Vor- noch Nachteile entste-
hen. Ihr Einkommen richtet sich 
nach dem, was ihnen als Arbeitneh-
mer zustehen würde. Aber was wür-
de Osterloh heute zustehen, hätte er 
nicht vor drei Jahrzehnten die Be-
triebsratskarriere eingeschlagen?

Die Verteidiger sähen das Thema 
lieber beim Arbeitsgericht, aber in 
Braunschweig geht es um Untreue. 
Auf der Anklagebank sitzen drei 
ehemalige und ein aktiver Topma-
nager des Konzerns, darunter die 
früheren Personalvorstände Horst 
Neumann und Karlheinz Blessing. 
Er weise die Vorwürfe „ganz ent-
schieden“ zurück, sagte Neumann. 
Die Betriebsräte hätten in internen 
Assessment-Centern ihre Befähi-
gung zum Management nachge-
wiesen und seien entsprechend be-
zahlt worden. Mit Entgelten nach 
ihrer früheren Tätigkeit wären sie 
für die Betriebsratsarbeit benachtei-
ligt worden. „Ich bin nicht im Ansatz 
davon ausgegangen, ich könnte 
Herrn Osterloh und andere unrecht-
mäßig begünstigen“, sagte auch 

Von Stefan Winter

  IN KÜRZE  

Stahlkonzern Salzgitter 
erhöht die Gewinnprognose
Salzgitter. Der Stahlkonzern Salzgitter hat seine 
Gewinnprognose für das Gesamtjahr angeho-
ben. Für das laufende Geschäftsjahr erwartet 
das Unternehmen nun ein Ergebnis vor Steuern 
zwischen 600 Millionen und 700 Millionen Euro, 
wie Salzgitter am Dienstag mitteilte. Dies wäre 
der höchste Vorsteuergewinn seit zehn Jahren. 
Bisher hatte der Vorstand für 2021 mit einem Er-
gebnis zwischen 400 und 600 Millionen Euro 
gerechnet. Salzgitter hat in diesem Jahr schon 
mehrmals die Prognose nach oben korrigiert. 

  KOMMENTAR  

Obacht vor 
den „Zombies“

Zombies“ nennt man Unternehmen, die 
nicht in der Lage sind, ihre Zinskosten 
aus eigenen Erträgen zu bezahlen und 
sich aus den unterschiedlichsten Grün-

den dennoch am Markt halten. Die Untoten 
unter den Firmen verhindern, dass Kapital 
und Mitarbeiter in zukunftsträchtigen Unter-
nehmen und Branchen eingesetzt werden 
können. Nimmt die Zahl der Zombieunter-
nehmen auch noch zu, ist also etwas faul – 
und genau danach sieht es im Moment aus.

Insolvenzen sind nicht schön, aber sie be-
reinigen den Markt. Schon 2020 hatte es nach 
Angaben des statistischen Bundesamts weni-
ger Insolvenzen gegeben als noch 2019. Da-
bei war 2020 wegen der Corona-Pandemie 
das bis dahin schwerste Krisenjahr für die 
deutsche Wirtschaft in der Nachkriegsge-
schichte gewesen. 2021 scheint sich der Trend 
der ausbleibenden Insolvenzen fortzusetzen. 
Kein Wunder: Die große Koalition gibt sich 
vor der Bundestagswahl noch einmal großzü-
gig. Unternehmen erhalten monatlich bis zu 
10 Millionen Euro, wenn sie coronabedingt 
unter Einbußen leiden. Der Staat übernimmt 
bis zu 60 Prozent der Personalkosten, wenn 
Betriebe neu einstellen – oder auch nur Mit-
arbeiter aus der Kurzarbeit zurückholen. Für 
Soloselbstständige wurde die monatliche 
Unterstützung von 1250 Euro auf 1500 Euro 
erhöht. Manche der Hilfen laufen Ende Au-
gust aus, manche Ende des Jahres, vielleicht 
werden sie aber ein weiteres Mal verlängert.

Bleibt der Bundesregierung anderes übrig? 
Wohl kaum, darüber sind sich Ökonomen  
weitgehend einig, auch wenn die bombasti-
schen Hilfen manche Fehlanreize setzen. Um-
so mehr muss die künftige Bundesregierung 
irgendwann den Weg zurück zu ökonomi-
scher Realität finden.  

Von Karl Doeleke
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Konjunktur im Euro-Raum
Prozentuale Veränderung des Bruttoinlandsprodukts
gegenüber dem Vorquartal*
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Um 2,2 Prozent ist die Wirtschaft des Euro-
Raums im zweiten Quartal gewachsen. Dies geht 
aus vorläufigen Angaben der Statistikbehörde 
Eurostat hervor. Im ersten Vierteljahr war das 
Bruttoinlandsprodukt wegen der Corona-Krise 
noch um 0,3 Prozent geschrumpft.  

Hannover. Kundinnen und Kun-
den der Sparda-Bank Hannover 
müssen sich heute und morgen 
auf einen eingeschränkten Ge-
schäftsbetrieb einstellen. Die 
Gewerkschaft Verdi hat die Be-
schäftigten an beiden Tagen zum 
Streik aufgerufen, um bei den Ta-
rifverhandlungen den Druck auf 
die Bank zu erhöhen. 

Die Motivation der Beleg-
schaft leide erheblich unter der 
bisherigen Geringschätzung 
durch die Arbeitgeberseite, sag-
te der Gewerkschaftssekretär 
Moritz Braukmüller am Diens-
tag. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter hätten sich eine an-
gemessene Tariferhöhung ver-
dient. Die Gewerkschaft fordert  
rückwirkend zum 1. April dieses 
Jahres 3,5 Prozent mehr Gehalt, 
mindestens aber ein Plus von 120 
Euro. Zudem verlangt sie ein 
Recht der Beschäftigten, einen 
bestimmten Teil  des Gehalts in 
freie Zeit umzuwandeln, den 
Ausschluss betriebsbedingter 
Kündigungen sowie monatlich 
50 Euro mehr für Auszubildende.

Die Arbeitgeberseite habe erst 
in der dritten Verhandlungsrun-
de ein erstes Angebot vorgelegt, 
das eine Einmalzahlung in Höhe 
von 400 Euro und eine Erhöhung 
der Gehälter um 0,75 Prozent erst 
vom 1. Januar 2023 an vorsehe, 
erklärte Verdi. Kündigungen 
wolle die Sparda-Bank weiterhin 
nicht ausschließen.

Die harte Auseinandersetzung 
wirft ein Schlaglicht auf die 
schwierige Lage der Sparda-Ban-
ken. Die einst von Eisenbahnern 
gegründeten genossenschaftli-
chen Geldinstitute leiden beson-
ders stark unter den Negativzin-
sen der Europäischen Zentral-
bank. Innerhalb der vergangenen 
sechs Jahre ist ihr Gewinn um 
mehr als die Hälfte abgesackt. 
2020 erzielten die Sparda-Ban-
ken nur noch einen Überschuss 
von knapp 71 Millionen Euro – 
2014 waren es noch 148 Millionen 
Euro gewesen.

Die Sparda-Bank Hannover 
zählt mit einer Bilanzsumme von 
rund 5 Milliarden Euro zu den 
größten Genossenschaftsbanken 
im Norden. Ihr Filialnetz reicht 
von Bremerhaven bis in den Harz. 
Im vergangenen Jahr ist ihr Über-
schuss um ein Zehntel auf 3,6 Mil-
lionen Euro gesunken. Verant-
wortlich dafür waren nach Anga-
ben des Instituts vor allem die 
Kosten für den Wechsel des Re-
chenzentrums und die Bereini-
gung von Zinssicherungsge-
schäften. 

Von Jens Heitmann

solvenzen großflächig zu verhin-
dern. Das ist gelungen und beilei-
be nicht auf Gastronomie und Ho-
tels beschränkt. Es ist sehr viel 
Geld im Markt.“

Als dritten maßgeblichen 
Grund nennt Insolvenzverwalter 
Goth die Zurückhaltung von Fi-
nanzämtern und Sozialversiche-

rungsträgern. Diese stellten nor-
malerweise den größten Teil der 
Fremdinsolvenzanträge, wenn 
also nicht das Unternehmen 
selbst seine Zahlungsschwierig-
keiten anzeigt, sondern ein Gläu-
biger. „Die Finanzämter haben in 
großem Maße Steuerschulden 
gestundet“, sagt Goth.

Die Corona-Krise hat den Handel stark belastet – doch auch wegen der 
Staatshilfen halten sich die Insolvenzen in Grenzen. FOTO: OLIVER BERG/DPA

Blessing. Seit 1991 wird die Be-
triebsratsvergütung bei VW in einer 
internen Kommission festgelegt, die 
paritätisch von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite besetzt wird.

Was dabei herauskam, ist nach 
Überzeugung von Staatsanwältin 
Sonja Walther weit jenseits des An-
gemessenen. Sie listete die Diffe-
renz zwischen den nach ihrer Mei-
nung richtigen und den tatsächli-
chen Einkommen akribisch auf: Für 
insgesamt fünf Betriebsratsmitglie-
der summiert sich diese in den Jah-
ren 2011 bis 2016 auf 5,052 Millio-
nen Euro; davon entfallen allein auf 
Osterloh 3,125 Millionen. Die Ver-
gleichsgruppen für die Festlegung 
der Entgelte seien „bewusst so ge-
wählt, dass scheinbar ein erhöhtes 
Gehalt gerechtfertigt war, obwohl 
dies nicht korrekt war“. In Wahrheit 
seien die Beträge nur durch die 
mächtige Position im Betriebsrat zu-

stande gekommen. Meist verdien-
ten die Mitarbeiter in ihrem regulä-
ren Job vor der Freistellung für den 
Betriebsrat rund 50 000 Euro im 
Jahr. Später war es das Doppelte 
oder mehr, hinzu kamen sechsstelli-
ge Boni wie im sogenannten Oberen 
Managementkreis.

Das Gericht hat vorerst zehn Ver-
handlungstermine festgesetzt, und 
sie könnten lebhaft werden. Schon 
im Eröffnungsstatement ging Bles-
sings Verteidiger Hanns Feigen die 
Staatsanwältin direkt an. Sie habe 
das Verfahren im Vorfeld als „Hartz 
2.0“ bezeichnet, in Anspielung auf 
den VW-Betriebsratsskandal. Das 
sei eine „glatte Unverschämtheit“, 
sagte Feigen. „Wo sind hier denn 
bitte die wilden Gelage und die Lust-
reisen?“ Damit waren zu Zeiten des 
Betriebsratsvorsitzenden Klaus Vol-
kert und des Personalvorstands Pe-
ter Hartz die Arbeitnehmervertreter 
erfreut worden. An dem regulären 
Bezahlsystem, über das jetzt verhan-
delt wird, hatte das Gericht damals 
allerdings nichts auszusetzen.

Inzwischen ist Daniela Cavallo 
im Betriebsrat an die Stelle von 
Bernd Osterloh gerückt und hat 
gleich am Anfang versucht, das 
heikle Einkommensthema abzuräu-
men: Sie habe gut 100 000 Euro Fest-
gehalt, sagte die Bürokauffrau und 
Betriebswirtin der „Zeit“. Hinzu 
komme ein Bonus in aktuell fünf-
stelliger Höhe jährlich. Osterloh ist 
inzwischen Personalvorstand bei 
der konzerneigenen Lkw-Holding 
Traton.

Angeklagt sind auch die früheren VW-Personalvorstände Horst Neumann (Zweiter v.  l.) und Karlheinz 
Blessing (Zweiter v. r.). FOTO: MORITZ FRANKENBERG/DPA

Umstrittenes Gehalt: Der ehemalige 
VW-Betriebsratschef Bernd Osterloh 
soll als Zeuge aussagen. 

FOTO: SUSANNE HUEBNER/IMAGO

Ich bin nicht 
im Ansatz 

davon 
ausgegangen, 

ich könnte 
Herrn 

Osterloh 
und andere 

unrechtmäßig 
begünstigen.

Karlheinz Blessing,
früherer 

Personalvorstand 
bei Volkswagen
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Alexander Seebach
Leiter Gewerbe- & Anlage-

immobilien Hannover-Mitte

Wir bringen Käufer und Verkäufer sowie Mieter
und Vermieter erfolgreich zusammen – seit
mehr als 40 Jahren. Unsere aktuellen Ange-
bote und Gesuche finden Sie im Immobilienteil.
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